
Betretungsrecht im Rahmen der behördlichen Überwachung durch 
die Behörde für Umwelt und Energie 

-Rechtsgrundlagen -

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushatsgesetz) 

$ 100 Aufgaben der Gewässeraufsicht 
(1)Aufgabe der Gewässeraufsicht ist es, die Gewässer sowie die Erfüllung der öffentlich 

rechtlichen Verpftlichtungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriftern 
dieses Gesetzes, nach £uf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen oder nach lan 
desrechtichen Vorschriften bestehen. Die zuständige Behörde ordnet nach pflichtgerm� 
Bem Emessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeiträchtigun 
gen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die Erfüllung von Ver 
pflichtungen nach Satz 1 sicherzustellen. 

§ 101 Befugnisse der Gewässeraufsicht 
(1) Bedienstete und Beauftragte der zuständigen Behörde sind im Rahmen der Gewässer 

aufsicht befugt, 
1. Gewässer zu befahren, 
2. technische Emittlungen und Prüfungen vorzunehmen, 

5. 

3. zu velangen, dass Auskunfte erteitt Untertagen vorgelegt leat undArbeitskräfte Werkzeu 
ge und sonstige technische Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden, 

4 Betriebsgrundstkcke und §ume wahrend der Betriebszeit zu betreten, 
Wohnr�ume sowie Betriebsgrundstücke und r�ume außerhalb der Betrebszeit zu be 

treten, sofen die Prufung zur Verhütung dringender Gefahren fkr die offentliche Si 
cherheit und Ordnung erforderlich ist, und 

6. jederzeit Grundstücke und Anlagen zu betreten, die nicht zum unmittelbar angrenzen 
den befriedeten Besitztum von Räumen nach den Nummermn 4 und 5 gehoren. 

Das Grundrecht der Unvértetzichkeit der Wohnung (Atikel 13 des Grundgesetzes) wird 
durch Satz 1 Nummer 5 eingeschränkt. Sind Gewässerschutzbeauftragte bestellt, sind sie 
auf Verlangen der Bediensteten und Beauftragten der zuständigen Behörde zu Maßnah 
men der Gewässeraufsicht nach Satz 1 hinzuzuziehen. 

Hamburgisches Abwassergesetz 

§ 17 Behõrdliche Überwachung 
(1)Die zuständige Behorde übenwacht die Erfülung der Plichten die sich aus diesem Ge 

setz und den auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen ergeben, 2 Sie kann a 
Berdem im Rahmen dieser Aufgabe die zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si 
cherheit oder Ordnung erforderlichen Anordnungen treffen. 

(2)Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 durfen Grundstücke, Anlagen und Ein 
richtungern von den Beauftragten der zuständigen Behorde betreten werden. Die Grund 
stücksentwasserungsanlagen, insbesondere die Reinigungs-und Prüfschãchte sowie 
Messeinrichtungen, müssen jederzeit zuganglich sein, Im Rahmen der Überwachung 

des ordnungsgemäßen Zustands und Betriebes der Grundstücksentw�sserungsanlagen 
hat die Eigentümerin bzw. der Eigentümer der zuständigen Behörde und ihren Beauftrag 
ten die für die Prüfung erforderlichen Auskünfte Zu erteilen und die erforderlichen Unterla 
gen einzureichern. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stattentwässerung sind be 
rechtigt, die Grundstücke zur Überprüfung des Sielanschlusses zu betreten. 

§ 25 Grundrechtseinschränkung 
Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) eingeschränkt 



Hamburgische Bauordnung 

Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden, Erfordernis der Schriftform 

(1)Die Bauaufsichtsbehôrden haben bei der Errichtung, Änderung. Nutzungs�nderung und 
Beseitigung, bei der Nutzung und instandhaltunig von Anlagen und bei der Teilung von 
Grundstücken darüber zu wachen, dass die öffentich-rechtlicheri Vorschriften eingeialten 
werden, soweit nicht andere Behörden zuständig sind. Sie können in Wahrnehmung die 
ser Aufgaben die ertforderlichen Maßnahmen treffen 

(3)Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen rsonen sind berechtigt, in Auskbung 
ihres Amtes Grundstücke und Anlagen einschließlich der Wohnungen zu betreten. Das 
Grundrecht der Unverletzichkeit derWohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso 

weit eingeschränkt. 

Herstellung ordnungsgemäßer Zustände 
(1)Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentich-rechtlichen Vorschrften errichtet oder ge 

ändert, so kann die Bauaufsichtsbehörde die teilweise oder vollständige Beseitigung der 
Anlage anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestelft werden 
können. WNerden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt, 
so kann diese Nutzung untersagt werden. 

§ 58 

(2)Die Bauaufsichtsbehörde kann anordnen, dass 
1. verwahrloste oder durch Beschriftung und Bemalung verunstaltete Bau- und Werbean 

lagen oder Teile von ihnen ganz oder teilweise in Stand gesetzt werden, dass ihr An 
strich erneuert oder dass die Fassade gereinigt wird; ist eine instandsetzung nicht 
mõglich, so kann die Bauaufsichtsbehörde die Beseitigung der Anlage verlangen, 

$ 76 

2. Grundstücke aufgeräumt oder ordnungsgemäß hergerichtet werden oder dass endgkl 
tig nicht mehr genutzte Anlagen beseitigt oder dauerhaft gesichert werden, 

Fundstellennachweis 

3. Sachen, insbesondere Fahrzeuge, Schutt und Gerümpel, auf unbebauten Grundstku 
cken und Grundstücksteilen nicht oder nur unter bestimmten Vorkehrungen aufgestelit 
oder gelagert werden. 

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann vertangen, dass bestehende bauliche Anlagen den Anfor 
derungen dieses Gesetzes oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
angepasst werden, soweit dies wegen einer Gefährdurng der Sicherheit oder Gesundheit 
notwendig ist. Dies gitt auch für die Herstellung von Folgeeinrichtungen auf den Grund 
stücken, wie Kinderspielplätze, Standplätze für Abfall- und Wertstoffbehälter sowie Stell 
plätze für Kraftfahrzeuge und Fahrradplätze, wenn geeignete Flächen verfügbar sind. Bei 
wesenticher Änderung baulicher Anlagen kann gefordert werden, dass auch die von der 
Änderung nicht berührten Teile der baulichen Anlage an die Anforderungen dies�s Geset 
zes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften angepasst werden, 
wenn dies keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht. 

Wasserhaushaltsqesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert am 18. Juli 
2017 (BGBI. I S. 2771) 
Hamburgisches Abwassergesetz in der Fassung vom 24. Juli 2001, zuletzt geändert am 23. 

Januar 2018 (HmbGVBI. S. 19, 27) 

Hamburgische Bauordnung vom 14. Dezember 2005, zuletzt geändert am 23. Januar 2018 
(HmbGVBI. S. 19) 

Behörde für Umvwelt und Energie 
Ansprechpartner zu Fragen der Abwasserbeseitigung: 

Grundstücksentwässerung, Indirekteinleiter 
4 Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 

Tel.: 428 40 - 2235 / 4164 

Email: grundstuecksentwaesserung@bue.hamburg.de 
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